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Gesetzesbeschluss
des Deutschen Bundestages

Gesetz zur Bekämpfung der Korruption

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 130. Sitzung am 15. Oktober 2015

aufgrund der Beschlussempfehlung und des Berichts des Ausschusses für Recht

und Verbraucherschutz – Drucksache 18/6389 – den von der Bundesregierung

eingebrachten

Entwurf eines Gesetzes zur Bekämpfung der Korruption

– Drucksache 18/4350 –

mit beigefügten Maßgaben, im Übrigen unverändert angenommen.

Fristablauf: 06.11.15

Erster Durchgang: Drs. 25/15



1. Artikel 1 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 6 wird wie folgt gefasst:

‚6. § 261 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Der Nummer 2 Buchstabe a werden die Wörter „jeweils auch in Verbindung
mit § 335a,“ angefügt.

bb) In Nummer 4 Buchstabe a wird nach der Angabe „284,“ die Angabe „299,“
eingefügt.

b) Absatz 9 wird wie folgt gefasst:

„(9) Nach den Absätzen 1 bis 5 wird nicht bestraft, wer

1. die Tat freiwillig bei der zuständigen Behörde anzeigt oder freiwillig eine sol-
che Anzeige veranlasst, wenn nicht die Tat zu diesem Zeitpunkt bereits ganz
oder zum Teil entdeckt war und der Täter dies wusste oder bei verständiger
Würdigung der Sachlage damit rechnen musste, und

2. in den Fällen des Absatzes 1 oder des Absatzes 2 unter den in Nummer 1 ge-
nannten Voraussetzungen die Sicherstellung des Gegenstandes bewirkt, auf
den sich die Straftat bezieht.

Nach den Absätzen 1 bis 5 wird außerdem nicht bestraft, wer wegen Beteiligung
an der Vortat strafbar ist. Eine Straflosigkeit nach Satz 2 ist ausgeschlossen, wenn
der Täter oder Teilnehmer einen Gegenstand, der aus einer in Absatz 1 Satz 2 ge-
nannten rechtswidrigen Tat herrührt, in den Verkehr bringt und dabei die
rechtswidrige Herkunft des Gegenstandes verschleiert.“ ‘

b) Nummer 11 wird wie folgt gefasst:

‚11. § 299 wird wie folgt gefasst:

„§ 299

Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe wird bestraft, wer im ge-
schäftlichen Verkehr als Angestellter oder Beauftragter eines Unternehmens

1. einen Vorteil für sich oder einen Dritten als Gegenleistung dafür fordert, sich ver-
sprechen lässt oder annimmt, dass er bei dem Bezug von Waren oder Dienstleis-
tungen einen anderen im inländischen oder ausländischen Wettbewerb in unlau-
terer Weise bevorzuge, oder

2. ohne Einwilligung des Unternehmens einen Vorteil für sich oder einen Dritten als
Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen lässt oder annimmt, dass er bei dem
Bezug von Waren oder Dienstleistungen eine Handlung vornehme oder unterlasse
und dadurch seine Pflichten gegenüber dem Unternehmen verletze.

(2) Ebenso wird bestraft, wer im geschäftlichen Verkehr einem Angestellten oder
Beauftragten eines Unternehmens

1. einen Vorteil für diesen oder einen Dritten als Gegenleistung dafür anbietet, ver-
spricht oder gewährt, dass er bei dem Bezug von Waren oder Dienstleistungen ihn
oder einen anderen im inländischen oder ausländischen Wettbewerb in unlaute-
rer Weise bevorzuge, oder

2. ohne Einwilligung des Unternehmens einen Vorteil für diesen oder einen Dritten
als Gegenleistung dafür anbietet, verspricht oder gewährt, dass er bei dem Bezug
von Waren oder Dienstleistungen eine Handlung vornehme oder unterlasse und
dadurch seine Pflichten gegenüber dem Unternehmen verletze.“ ‘
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2. Nach Artikel 8 werden die folgenden Artikel 9 und 10 eingefügt:

‚Artikel 9

Änderung der Strafprozessordnung

Die Strafprozessordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. April 1987 (BGBl. I
S. 1074, 1319), die zuletzt durch Artikel 151 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I
S. 1474) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In § 100a Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe m wird das Komma am Ende durch ein Semikolon
ersetzt und werden die Wörter „beruht die Strafbarkeit darauf, dass die Straflosigkeit nach
§ 261 Absatz 9 Satz 2 gemäß § 261 Absatz 9 Satz 3 ausgeschlossen ist, jedoch nur dann,
wenn der Gegenstand aus einer der in den Nummern 1 bis 11 genannten schweren Strafta-
ten herrührt,“ angefügt.

2. Dem § 100c Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe l werden die Wörter „beruht die Strafbarkeit
darauf, dass die Straflosigkeit nach § 261 Absatz 9 Satz 2 gemäß § 261 Absatz 9 Satz 3 aus-
geschlossen ist, jedoch nur dann, wenn der Gegenstand aus einer der in den Nummern 1 bis
7 genannten besonders schweren Straftaten herrührt,“ angefügt.

Artikel 10

Einschränkung von Grundrechten

Durch Artikel 1 Nummer 6, 11 und 19 wird das Grundrecht des Fernmeldegeheimnisses
(Artikel 10 des Grundgesetzes) eingeschränkt. Darüber hinaus wird durch Artikel 1 Nummer 6
und 19 das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) ein-
geschränkt.‘

3. Der bisherige Artikel 9 wird Artikel 11.
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